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Allgemeine Liefer- und Leistungsbedingungen der 
MAFU Mechanik GmbH 

 
I. Geltungsbereich 

 
1.  Diese Liefer- und Leistungsbedingungen gelten nur im Verhältnis zu Bestellern, die bei Abschluss des Vertrages in 

Ausübung ihrer selbständigen beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit handeln (Unternehmer im Sinne des § 14 BGB), 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. Im Verhältnis zu diesen 
Bestellern gelten diese Liefer- und Leistungsbedingungen ausschließlich. Sie gelten auch für alle künftigen Geschäfte 
sowie für alle geschäftlichen Kontaktaufnahmen zum Besteller, wie zum Beispiel für die Aufnahme von 
Vertragsverhandlungen oder die Anbahnung eines Vertrages, selbst wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart 
werden oder wenn nicht nochmals ausdrücklich auf sie hingewiesen wird. 

 
2. Von unseren Liefer- und Leistungsbedingungen abweichende oder entgegenstehende Bedingungen des Bestellers 

werden nicht Vertragsbestandteil.  
 

3. Die Entgegennahme von Leistungen und Lieferungen gilt als Anerkennung der Geltung dieser Liefer- und 
Leistungsbedingungen. 

 
4. Früher getroffene Vereinbarungen und frühere Fassungen unserer Liefer- und Leistungsbedingungen werden durch 

diese Liefer- und Leistungsbedingungen aufgehoben. 

 
II. Vertragsschluss 

 

1. An einen Auftrag sind wir erst gebunden, wenn er von uns schriftlich bestätigt worden ist oder wir mit der 
Auftragsausführung beginnen. Dies gilt vor allem dann, wenn der Bestellung des Bestellers kein konkretes 
verbindliches Angebot unsererseits zugrunde liegt. 

 

2. Beruht unser Angebot oder unsere Auftragsbestätigung auf technischen Angaben des Bestellers (Abbildungen, 
Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben etc.) und stellt sich nach Vertragsschluss heraus, dass der Auftrag nicht 
entsprechend den technischen Angaben des Bestellers durchgeführt werden kann, sind wir berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten, sofern und soweit der Besteller nicht bereit ist, die von uns vorgeschlagene technische Ersatzlösung 
zu akzeptieren und gegebenenfalls tatsächlich entstehende Mehrkosten zu übernehmen. 

 
3. Ändert der Besteller seine Bestellung, so ist diese Bestelländerung nur verbindlich, wenn wir uns schriftlich mit ihr 

einverstanden erklären. Mehrkosten, die durch die Änderung entstehen, werden wir dem Besteller mit unserer 
Bestätigung seiner Bestelländerung mitteilen. Erklärt sich der Besteller nicht binnen einer Frist von fünf Werktagen nach 
Zugang unserer Bestätigung der Bestelländerung mit diesen Mehrkosten schriftlich einverstanden, so sind wir an die 
Bestelländerung nicht gebunden und der Auftrag besteht im ursprünglichen Umfang (vor der Bestelländerung) weiter. 

 

4. An Skizzen, Entwürfe, Mustern oder ähnlichen Vorarbeiten behalten wir uns alle Eigentums- und Urheberrechte vor. 

 
III. Lieferung/Leistung und Abnahme 

 
1. Für den Umfang der Lieferung bzw. Leistung ist unsere Auftragsbestätigung maßgebend. Nebenabreden und 

Änderungen bedürfen unserer schriftlichen Bestätigung. 
 

2. Wenn nicht ausdrücklich vereinbart, umfasst unsere Liefer- und Leistungspflicht nicht die Integration des 
Liefergegenstandes in Maschinen und Anlagen und weder die Inbetriebnahme des Liefergegenstandes noch Mitarbeit 
bei der Inbetriebnahme einer ggf. unter Nutzung des Liefergegenstandes hergestellten Anlage; solche Integrations- und 
Inbetriebnahmeleistungen sind gesondert kostenpflichtig.  

 
3. Umfasst die vertragliche Abrede mit dem Besteller eine Abnahme des Liefergegenstandes oder ist Gegenstand unserer 

Leistung die Bearbeitung von vom Besteller beigestellten Sachen, so erfolgt die Abnahme vor Versand in unserem 
Hause, eine Endabnahme beim Besteller oder bei dessen Abnehmer erfolgt nicht. Wenn nach der vorstehenden 
Regelung eine Abnahme zu erfolgen hat, so ist der Besteller nach entsprechender Fertigstellungsanzeige unsererseits 
verpflichtet, die Abnahme vorzunehmen und bei erfolgreicher Abnahme schriftlich zu erklären, dass unsere 
vertraglichen Leistungen erbracht sind. Verzögert sich eine Abnahme ohne unser Verschulden, so gilt unsere Leistung 
nach Anzeige ihrer Fertigstellung und Ablauf einer von uns im Einzelfall gesetzten angemessenen Frist als 
abgenommen. 

 
4. Wir sind bei sämtlichen Bestellungen in zumutbarem Umfang zu Teilleistungen berechtigt. Wir sind weiterhin berechtigt, 

zur Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen Unterauftragnehmer einzusetzen. 
 

5. Lieferfristen und -termine stellen stets bestmögliche Angaben dar, sind aber unverbindlich, es sei denn, dass 
ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. Der Beginn der Lieferfrist (Absendung 
der Auftragsbestätigung), sowie die Einhaltung von Lieferterminen setzt voraus, dass der 
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Besteller die ihm obliegenden Mitwirkungshandlungen frist- und ordnungsgemäß erbringt, er alle beizubringenden 
Unterlagen und, so erforderlich, Musterteile der zu behandelnden Produkte rechtzeitig und in ausreichender Anzahl 
bereitstellt und etwaig vereinbarte Vorauszahlungen leistet. Fehlt es an einer dieser Voraussetzungen, können wir 
unbeschadet unserer Rechte aus Verzug des Bestellers eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine 
Verschiebung von Liefer- und Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der Besteller seinen vertraglichen 
Verpflichtungen bzw. Obliegenheiten uns gegenüber nicht nachkommt. Übergeben wir die bestellte Ware an eine 
Transportperson oder zeigen wir dem Besteller unsere Versandbereitschaft an, so gilt der Termin der Übergabe bzw. 
der Termin der Anzeige der Versandbereitschaft als Liefertermin. 

 
6. Die unseren Angeboten beigefügten Unterlagen, wie z.B. Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben sind, falls nicht 

ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet, nur annähernd maßgebend, soweit nicht die Verwendbarkeit zum 
vertraglich vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. 
Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische 
Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die 
Verwendbarkeit zum vertraglich vorausgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen 

 

7. Wird die Lieferung bzw. Leistung durch Maßnahmen höherer Gewalt, wie z.B. Arbeitskämpfe, Streiks, Aussperrungen 
oder sonstige Ereignisse im In- und Ausland, die wir nicht zu vertreten haben, verzögert, so verlängern sich die Liefer- 
und Leistungsfristen bzw. verschieben sich die Liefer- und Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung 
zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. Dies gilt auch dann, wenn diese Umstände bei unseren Unterlieferanten 
eintreten. Beginn und Ende derartiger Hindernisse werden wir unseren Bestellern im Rahmen der Zumutbarkeit 
unverzüglich mitteilen. Soweit das Ereignis höherer Gewalt dauerhafte Unmöglichkeit der Leistung zur Folge hat, sind 
wir berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.  

 
8. Befindet sich der Besteller im Annahmeverzug oder wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verzögert, so werden 

ihm beginnend mit der Anzeige der Versandbereitschaft die durch die Lagerung bei uns oder bei einem Dritten 
entstehenden Kosten berechnet. Wir sind berechtigt, diese Kosten pauschal mit 0,5 % des Rechnungsbetrages (inkl. 
Mehrwertsteuer) für jede Woche, höchstens jedoch 5 % des Rechnungsbetrages (inkl. Mehrwertsteuer) zu beziffern. 
Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche bleiben unberührt; die Pauschale ist jedoch 
auf weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Besteller bleibt unbenommen, einen niedrigeren Schaden 
nachzuweisen. 

 
9. Sind wir aus dem geschlossenen Vertrag zur Vorleistung verpflichtet, so sind wir berechtigt, die uns obliegende Leistung 

zu verweigern oder noch ausstehende Lieferungen und Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung 
auszuführen oder zu erbringen und – gegebenenfalls nach Ablauf einer von uns für die Bewirkung der Gegenleistung 
Zug um Zug oder der Vorauszahlung bzw. Sicherheitsleistung gesetzten angemessenen Frist – vom Vertrag 
zurückzutreten (§§ 321, 323 BGB), wenn nach Abschluss des Vertrages (z.B. durch einen Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens) erkennbar wird, dass unser Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfähigkeit 
des Bestellers gefährdet wird. Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können 
wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben 
unberührt. 

 
IV. Gefahrübergang 

 
Mit Übergabe der Ware zum Versand, bei der Bearbeitung von durch den Besteller beigestellten Waren mit Abnahme, 
geht die Gefahr des Untergangs oder der Verschlechterung der Ware auf den Besteller über, und zwar auch dann, 
wenn Teillieferungen erfolgen. Verzögert sich die Absendung aus Gründen, die in der Person des Bestellers liegen, so 
geht die Gefahr bereits mit der Anzeige der Versandbereitschaft auf den Besteller über. 

 
V. Preise 

 
1. Unsere Preise sind Nettopreise und verstehen sich stets „ab Werk“ (EXW, Incoterms® 2020). Kosten für fachgerechte 

Verpackung trägt der Besteller in angemessener Höhe. Bei Rechnungsstellung wird die Mehrwertsteuer in ihrer 
jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzugerechnet. Versandkosten, Fracht, Rollgeld, Zoll und sonstige mit der Auslieferung 
verbundene Aufwendungen, einschließlich der Kosten für die Erstellung behördlich vorgeschriebener Sicherheits- oder 
Konformitätszertifikate trägt dementsprechend der Besteller. Wünscht der Besteller eine Frachtversicherung, schließen 
wir diese auf seine Kosten für ihn ab, wenn er uns hierzu schriftlich beauftragt. 
 

2. Die angebotenen Preise beruhen auf den bei unserer Angebotsabgabe uns angebotenen Rohstoffpreisen, Energiekosten 
sowie Kosten von Zulieferungen. Liegt zwischen dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses und dem vereinbarten Zeitpunkt 
unserer Lieferung oder Leistung ein Zeitraum von mehr als vier Monaten und haben sich die Preise dieser 
Kostenelemente im Zeitpunkt unserer Lieferung um mehr als 5 %, verglichen mit den Preisen der Kostenelemente bei 
Angebotsabgabe, verändert, so können wir eine Änderung des vereinbarten Gesamtpreises der angebotenen Leistungen 
und Lieferungen in entsprechendem Umfang verlangen; dies gilt nicht, soweit die jeweilige Kostensteigerung eines 
Elements durch gesunkene Kosten in anderen Bereichen ausgeglichen wird. 

 
VI. Zahlungsbedingungen 

 
1. Unsere Schlussrechnung stellen wir mit Lieferung bzw. Fertigstellung der Leistung. Wir sind berechtigt, 

Abschlagszahlungen zu verlangen. Deren Höhe wird in unserem Angebot angegeben und mit der Auftragsbestätigung 
verbindlich vereinbart.  Bei Teillieferungen und Teilleistungen sind wir berechtigt, angemessene Abschlagszahlungen 
zu verlangen. Gerät der Besteller in Zahlungsverzug, so hat er uns die entstehenden Verzugsschäden zu ersetzen und 
Zinsen in gesetzlicher Höhe, derzeit 9 % über dem Basiszinssatz, zu entrichten. Kommt der Besteller mit der Zahlung 
eines fälligen Betrages oder Teilbetrages länger als 14 Tage in Verzug, so wird der gesamte Rest sämtlicher 
offenstehender Forderungen sofort zur Zahlung fällig. 
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2. Ohne ausdrückliche Vereinbarung ist der Besteller nicht berechtigt, Abzüge vorzunehmen. 
 

3. Gegen unsere Vergütungsansprüche kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen 
aufgerechnet werden. Dasselbe gilt für die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes. Der Besteller ist zur Ausübung 
eines Zurückbehaltungsrechtes im Übrigen nur befugt, sofern es auf demselben Vertragsverhältnis beruht. Bei Mängeln 
bleiben die Gegenrechte des Bestellers, insbesondere sein Recht, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil 
des Kaufpreises zurückzubehalten, unberührt. 

 
VII. Eigentumsvorbehalt 

 
1. Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus der Bestellung und einer 

laufenden Geschäftsbeziehung (einschließlich Saldoforderungen aus einem auf diese Lieferbeziehung beschränkten 
Kontokorrentverhältnis) behalten wir uns das Eigentum an den gelieferten Waren vor. 
 

2. Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren (im Folgenden: Vorbehaltswaren) dürfen vor vollständiger Bezahlung 
der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch zur Sicherheit übereignet werden. Greifen Dritte auf die 
Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung oder Beschlagnahme, hat der Besteller sie unverzüglich auf unser 
Eigentum hinweisen und uns hierüber unverzüglich zu benachrichtigen, um uns die Durchsetzung unserer 
Eigentumsrechte zu ermöglichen.  
 

3. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir 
berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten oder/und die Ware auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts herauszuverlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des 
Rücktritts; wir sind vielmehr berechtigt, lediglich die Ware herauszuverlangen und uns den Rücktritt vorzubehalten. 
Zahlt der Besteller den fälligen Kaufpreis bzw. Werklohn nicht, dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, wenn wir 
dem Besteller zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 
 

4. Der Besteller ist bis auf Widerruf gemäß unten (c) befugt, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die 
nachfolgenden Bestimmungen. 

 
a) Wird die Vorbehaltsware vom Besteller verarbeitet, so wird vereinbart, dass die Verarbeitung in unserem 

Namen und für unsere Rechnung erfolgt, wobei wir als Hersteller gelten, und wir unmittelbar das Eigentum 
oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigentümer erfolgt oder der Wert der verarbeiteten Sache 
höher ist als der Wert der Vorbehaltsware – das Miteigentum (Bruchteilseigentum) an der neu geschaffenen 
Sache im Verhältnis des Rechnungswerts der Vorbehaltsware zum Verkaufswert der neu geschaffenen 
Sache erwerben. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb bei uns eintreten sollte, überträgt uns der 
Besteller bereits jetzt sein künftiges Eigentum oder – im o.g. Verhältnis – Miteigentum an der neu 
geschaffenen Sache zur Sicherheit. Wir nehmen die Übertragung an. 

 
Wird die Vorbehaltsware mit anderen Sachen zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar 
vermischt und ist eine der Sachen als Hauptsache anzusehen, so dass der Besteller oder wir Alleineigentum 
erwerben, so überträgt die Partei, der die Hauptsache gehört, der anderen Partei anteilig das Miteigentum an 
der einheitlichen Sache in dem in S. 1 genannten Verhältnis. Wir nehmen die Übertragung an. 

 
Im Übrigen gelten für das durch Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung entstehende Erzeugnis die für 
die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware getroffenen Bestimmungen entsprechend. 

 
b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt der 

Besteller schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils gemäß vorstehendem 
Absatz zur Sicherheit an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Gleiches gilt für sonstige Forderungen, die 
an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hinsichtlich der Vorbehaltsware entstehen, wie z.B. 
Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus unerlaubter Handlung bei Verlust oder Zerstörung.  

 
Die in Abs. 2 genannten Pflichten des Bestellers gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

 
c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Besteller neben uns ermächtigt. Wir verpflichten uns, die Forderung 

nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein 
Mangel seiner Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbehalt nicht durch Ausübung eines 
Rechtes gemäß Abs. 3 geltend machen. Ist dies jedoch der Fall, so können wir verlangen, dass der Besteller 
uns die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und seinen Abnehmern (Schuldnern) die 
Abtretung bekanntgibt. Außerdem sind wir in diesem Fall berechtigt, die Befugnis des Bestellers zur weiteren 
Veräußerung und Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

 
5. Auf Verlangen des Bestellers sind wir verpflichtet, die uns nach den vorstehenden Bestimmungen zustehenden 

Sicherheiten nach unserer Wahl insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert der uns zustehenden Sicherheiten die 
zu sichernden Forderungen um mehr als 10% übersteigt. 

 
6. Be- oder verarbeiten wir vom Besteller beigestellte Sachen, so erwerben wir gemäß § 950 BGB Alleineigentum an der 

bearbeiteten Sache, es sei denn, der Wert unserer Bearbeitung ist erheblich geringer als der Wert der gesamten Sache 
nach Bearbeitung. Im letzteren Fall erwerben wir an der bearbeiteten Sache Miteigentum. Unser Miteigentumsanteil 
errechnet sich dann aus dem Verhältnis der durch die Bearbeitung eingetretenen Wertsteigerung der Sache zu Ihrem 
Verkaufswert nach Bearbeitung. Unser Allein- oder Miteigentum an der bearbeiteten Sache erlischt nicht mit Übergang 
des Besitzes auf den Besteller, sondern erst mit vollständiger Bezahlung der Vergütung. Bis dahin wird unser Allein- 
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oder Miteigentumsanteil wie ein Vorbehaltseigentum an einer von uns gelieferten Sache behandelt und unterliegt in 
diesem Sinne den Vereinbarungen in den vorstehenden Absätzen 2 bis 5. 

 
VIII. Mängelrechte des Bestellers 

 
1. Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung sowie 

unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 
Verbrauchsgüterkauf (§§ 474 ff. BGB) und die Rechte des Bestellers aus gesondert abgegebenen Garantien insbesondere 
seitens des Herstellers. 

 
2. Die Gewährleistung entfällt, wenn der Besteller ohne unsere Zustimmung den Liefergegenstand ändert oder durch Dritte 

ändern lässt und die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der 
Auftraggeber die durch die Änderung entstehenden Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tragen. 

 
3. Haben die Parteien eine Beschaffenheit der Kaufsache vereinbart, kommen insoweit objektive Anforderungen an die 

Kaufsache nicht zur Anwendung.  
 

4. Die Mängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten 
(§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustoffen und anderen zum Einbau oder der sonstigen Weiterverarbeitung 
bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Die gelieferten 
Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung an den Auftraggeber oder an den von ihm bestimmten Dritten sorgfältig 
zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel oder anderer Mängel, die bei einer unverzüglichen, 
sorgfältigen Untersuchung erkennbar gewesen wären, als vom Besteller genehmigt, wenn uns nicht binnen 7 Werktagen 
nach Ablieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. Hinsichtlich anderer Mängel gelten die Liefergegenstände als vom 
Besteller genehmigt, wenn uns die Mängelrüge nicht binnen 7 Werktagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der 
Mangel zeigte; war der Mangel bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt offensichtlich, ist jedoch 
dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich. Auf unser Verlangen ist ein beanstandeter 
Liefergegenstand frachtfrei an uns zurückzusenden. Bei berechtigter Mängelrüge erstatten wir die Kosten des günstigsten 
Versandweges; dies gilt nicht, soweit die Kosten sich erhöhen, weil der Liefergegenstand sich an einem anderen Ort als 
dem Ort des bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet. Wenn tatsächlich kein Mangel vorliegt und der Besteller dies 
wusste oder bei verkehrsüblicher Sorgfalt hätte erkennen können, werden die Kosten nicht erstattet. 
 
Nimmt der Besteller eine mangelhafte Sache ab, obschon er den Mangel kennt, so stehen ihm die Rechte auf 
Nacherfüllung, Rücktritt vom Vertrag, Minderung und Schadensersatz nur zu, wenn er sich diese Rechte wegen des 
Mangels bei der Abnahme vorbehält. 

 
5. Bei Sachmängeln nehmen wir die Nacherfüllung nach unserer innerhalb angemessener Frist zu treffenden Wahl durch 

Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) bzw. 
Herstellung eines neuen Werkes vor. Ist die von uns gewählte Art der Nacherfüllung im Einzelfall für den Besteller 
unzumutbar, kann er sie ablehnen. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu 
verweigern, bleibt unberührt. 

 
6. Der Besteller hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die 

beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Besteller die mangelhafte 
Sache auf unser Verlangen nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch hat der Besteller 
jedoch nicht. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau, die Entfernung oder Desinstallation der mangelhaften Sache 
noch den Einbau, die Anbringung oder die Installation einer mangelfreien Sache, wenn wir ursprünglich nicht zu diesen 
Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des Bestellers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukosten") 
bleiben unberührt. 

 
7. In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat der 

Besteller das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen 
zu verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, zu benachrichtigen. 
Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir berechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den 
gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 

 
§ 637 BGB bleibt unberührt. 

 
8. Wenn eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den 

gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Besteller nach den gesetzlichen Vorschriften vom Kaufvertrag 
zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 
 

9. Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die wir aus lizenzrechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht beseitigen 
können, werden wir nach unserer Wahl unsere Gewährleistungsansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für 
Rechnung des Bestellers geltend machen oder an den Besteller abtreten. Gewährleistungsansprüche gegen uns bestehen 
bei derartigen Mängeln unter den sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe dieser Allgemeinen Liefer- und 
Leistungsbedingungen nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen den 
Hersteller und Lieferanten erfolglos war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. Während der Dauer des 
Rechtsstreits ist die Verjährung der betreffenden Gewährleistungsansprüche des Bestellers gegen uns gehemmt. 
 

10. Ansprüche des Bestellers auf Aufwendungsersatz gemäß § 445a Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen, es sei denn, der letzte 
Vertrag in der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB) oder ein Verbrauchervertrag über die 
Bereitstellung digitaler Produkte (§§ 445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB).  

 
11. Beruht ein Mangel auf einem Verschulden unsererseits, kann der Besteller nach Maßgabe der Ziffern IX und X 

Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) verlangen. 
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IX. Sonstige Haftung 

 
1. Soweit sich aus diesen Allgemeinen Liefer- und Leistungsbedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen 

nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den 
gesetzlichen Vorschriften.  
 

2. Unsere Haftung auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, 
mangelhafter oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und 
unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen eingeschränkt. 

 
Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (z.B. Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten), nur 

 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

 
b) für Schäden aus der Verletzung einer vertragswesentlichen Pflicht (Kardinalpflicht). Vertragswesentliche 

Pflichten (Kardinalpflichten) sind Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen 
darf. Im Fall der fahrlässigen Verletzung vertragswesentlicher Pflichten ist unsere Haftung der Höhe nach auf 
den Ersatz des bei Vertragsschluss vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

 
Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstands sind, sind außerdem 
nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung des Liefergegenstands 
typischerweise zu erwarten sind.  

 
3. Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten in gleichem Umfang zugunsten der Organe, 

gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen der MAFU Mechanik GmbH. 
 

4. Die sich aus Abs. 2 und 3 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht,  

 
- soweit ein Mangel arglistig verschwiegen wurde, 
- soweit eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware bzw. eine Haltbarkeitsgarantie übernommen wurde, 
- für die Verschuldenshaftung wegen Vorsatzes und grober Fahrlässigkeit und für Ansprüche nach dem 

Produkthaftungsgesetz. 
 

X. Verjährung 
 

1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln beträgt ein Jahr ab Versanddatum. 
 

2. Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 
für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die 
Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben 
auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung (insbesondere § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b 
BGB, § 634a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 BGB). 

 
3. Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten auch für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche des 

Bestellers, die auf einem Mangel der Ware oder des Werkes beruhen, es sei denn, die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 
Schadensersatzansprüche aus Verschuldenshaftung wegen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit und aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren 
ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
XI. Schlussbestimmungen 

 
1. Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für sämtliche sich zwischen den Parteien aus dem Vertragsverhältnis 

ergebenden Streitigkeiten ist Rottweil. Abweichend hiervon sind wir jedoch auch berechtigt, am gesetzlichen 
Gerichtsstand des Bestellers Klage zu erheben. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über ausschließliche 
Gerichtsstände bleiben unberührt.  

 
2. Sollte eine Bestimmung in diesen Allgemeinen Liefer- und Leistungsbedingungen oder eine Bestimmung im Rahmen 

sonstiger Vereinbarungen der Parteien unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller übrigen 
Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. 
 

3. Vertragssprache ist Deutsch. Bedienen sich die Parteien daneben einer anderen Sprache, hat der deutsche Wortlaut 
entsprechend der Vereinbarung Vorrang. 

 
4. Für die vertraglichen und sonstigen Rechtsbeziehungen zu unseren Bestellern gilt deutsches Recht unter Ausschluss 

des UN-Kaufrechts. 


